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Alexander Bonde 

(A) Durch gezielte Anstrengungen, konkrete Konsolidie- 
rung und Haushaltsdisziplin hätten sich durch verschie- 
dene Maßnahmen in jedem Ministerium in der Summe 
große Etatverbesserungen realisieren lassen. Kurzfiistig 
umsetzbar im Haushal.jahr 2006 waren Ausgabenkür- 
Zungen in einer Höhe von rund 2,3 Milliarden Euro. 
Durch den Abbau von Steueniergünstigungen und Sub- 
ventionen wäre darüber hinaus eine kurzfiistige Verbes- 
serung des Haushaltes 2006 um weitere 2 Milliarden 
Euro möglich gewesen, aufiachsend auf rund 4,5 Mil- 
liarden Euro in kommenden Haushaltsjahren. Das durch 
die Grüne Bundestagsfiaktion vorgelegte Zukunftshaus- 
haltsgesetz unterbreitet der Haushaltspolitik klare Vor- 
schläge, wie durch konjunkturgerechtes Wirtschaften 
über einen Konjunkturzyklus hinweg ein Haushaltsaus- 
gleich möglich ist. Die Lektüre dieses Gesetzentwurfs sei 
den Politikern der Großen Koalition noch einmal wärms- 
tens empfohlen. Politisch bequemer Jitr die Koalition ist 
es aber augenscheinlich, sich um Strohfeuer eines durch 
unnötig hohe Neuverschuldung positiv erscheinenden 
Haushalts 2006 zu wärmen. 

I 
1 Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Haus- 
haltsausschusses auf der Drucksache 1619640. 

Unter Nr. 1 seiner Beschlussempfehlung schlägt der 
Haushaltsausschuss die Erteilung der Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2006 vor. Sie finden sie auf den 
Drucksachen 1614995 und 1617100. Wer stimmt f i r  
diese Beschlussempfehlung? - Wer stimmt dagegen? - 
Möchte sich hier jemand der Stimme enthalten? - Dann 

(B) ist das mit großer Mehrheit des Hauses so beschlossen. 

Unter Nr. 2 seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Haushaltsausschuss, die Bundesregierung aufzufordern, 
a) bei der Aufstellung und Ausfihrung der Bundeshaus- 
haltspläne die Feststellung des Haushaltsausschusses zu 
den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes zu befol- 
gen, b) Maßnahmen zur Steigerung der Wirtschaftlich- 
keit unter Berücksichtigung der Entscheidungen des 
Ausschusses einzuleiten oder fortzuführen und C) die Be- 
richtspflichten fristgerecht zu erfüllen, damit eine zeitnahe 

.. ..) 
. . .  . . )  ... 

Verwertung der Ergebnisse bei den Haushaltsberatungen 
gewährleistet ist. Wer stimmt f i r  diese Beschlussempfeh- 
lung? - Stimmt jemand dagegen? - Möchte sich jemand 
der Stimme enthalten? - Dann ist bei Stimmenthaltung 
der Faktion Die Linke diese Beschlussempfehlung im 
Übrigen mit den Stimmen der anwesenden Kolleginnen 
und Kollegen angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: T 
I Beratung des Antrags der Abgeordneten Ekin 

Deligöz, Irmingard Schewe-Gerigk, Priska Hinz 
(Herborn), weiterer Abgeordneter und der Frak- 
tion BÜNDNIS 90DIE GRÜNEN 

Sorgerechtsregelung für Nichtverheiratete 
reformieren 

- Drucksache 161936 1 - 
Übenveisungsvorschlag: 
Rechtsausschuss (0 
Ausschuss fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Reden zu die- (C) 
Sem Tagesordnungspunkt zu Protokoll zu geben. -Dazu 
stelle ich Einvernehmen fest. Hier handelt es sich um die 
Beiträge der Kolleginnen und Kollegen Ute Granold, 
Christine Lambrecht, Sabine Leutheusser- 
Schnarrenberger, Jörn Wunderlich, Ekin Deligöz und 
Bundesministerin Brigitte Zypries.1) 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 1619361 an die in der Tagesordnung aufge- 
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Ich vermute, Sie sind 
damit einverstanden. - Das ist der Fall. Dann haben wir 
so beschlossen. 

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 20 a 
und 20 b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Anette 
Hübinger, Ilse Aigner, Michael Kretschmer, wei- 
terer Abgeordneter und der Fraktion der CDUI 
CSU sowie der Abgeordneten Gesine Multhaupt, 
Jörg Tauss, Willi Brase, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 

Qualitätssicherung im Wissenschaftssystem 
durch eine differenzierte Gleichstellungspoli- 
tik vorantreiben 

- Drucksache 1619756 - 
~lbenveisungsvorschlag: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabsch?itzung ( f )  
lnnenausschuss 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

@) 

Ausschuss filr die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Cornelia 
Pieper, Uwe Barth, Patrick Meinhardt, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der FDP 

Frauen auf dem Sprung in die Wissenschafts- 
elite 

- Drucksache 1619604 - 
Übenveisungsvorschlag: 
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung ( f )  
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Wie die Tagesordnung bereits ausweist, werden die 
Reden zu Protokoll genommen, und zwar die Reden 
von Anette Hübinger, Gesine Multhaupt, Cornelia 
Pieper, Dr. Petra Sitte und Krista Sager. 

Anette Hübinger (CDU/CSU): 
Die zum Thema ,, Frauenfrderung im deutschen Wis- 

senschaftssystem " vorliegenden Anträge von allen im 
Deutschen Bundestag vertretenen Fraktionen zeigen mir 
Folgendes: Erstens, ich nehme erfieut zur Kenntnis, dass 
ausnahmslos alle Fraktionen dieses Hauses die Mchtig- 
keit des Themas erkannt haben und durch Ihre Anträge 
Wege aufieigen, wie die Förderung von Frauen in der 

1 )  Anlage 6 
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(A) reii Volksgmppen Namibias ist eines der dunkelsten 
Kapitel der deutschen Kolonialgeschichte, dessen Aufar- 
beitungszeit mehr als 100 Jahren überfällig ist. 

Der systematische Vernichtungskrieg, der zwischen 
1904 bis 1907 auf Befehl der deutschen Reichsregierung 
von der sogenannten deutschen Schutztmppe geführt 
wurde, kostete Zehntausende Herero, Nama und Ange- 
hörige anderer Volksgmppen das Leben. Erstmals wur- 
den sogenannte Konzentrationslager eingerichtet, in de- 
nen viele Menschen m Tode gequält wurden. 

Viel zu lange hat es gedauert, bis sich die Bundesre- 
publik zur Verantwortung m dem Völkermord deutscher 
Kolonialtruppen bekannt hat. 

Erst die rot-grüne Bundesregierung hat 2004, vertre- 
ten durch die damalige Entwicklungshilfeministerin, 
Frau Wieczorek-Zeul, offiziell um Vergebung gebeten. 

Auch ich möchte an dieser Stelle noch einmal aus- 
drücklich sagen: Wir Grüne bekennen uns zur deutschen 
Verantwortung für den Völkermord an Hereros, Namas 

I und Angehörigen anderer Volksgruppen. 
I .. . , .- 

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber betonen, 
dass eine nur symbolische Übernahme von Verantwor- 
tung ohne konkrete und vor allem der historischen Son- 
derbeziehung angemessene Versöhnungsschritte wenig 
wert ist. 

Ich frage deshalb die Bundesregierung 
dieser Geste der Entwicklungsministerin 
gefolgt? Wo sind ihre konkreten Schritte für 
messene Aussöhnung zwischen Namibia 

(B) land? 

gen über 

Zwar haben sie im November 
Versöhnungsinitiative 
verabschiedet. Doch umfasst 

1 Zusagen über weitere 
) 20 Millionen Euro für 

fenen Voiksgmppen leben. 
/' 

Sie sagen damit vorwedohne Dialog, was ihnen „die 
Versöhnung'' wert ist. D 'stößt zurecht auf Widerspruch 
auf der namibischen S 7 te der Hereros und andere. Und 
das sieht fast so aus, wollte die Bundesregiemng sich 

Wieczorek-Zeul es 2004 nannte - 
und ,,moralisch-ethischen" Ver- 

Ich meine: as ist eher ein unmoralisches und völlig 
unzureichend s Angebot für eine Aussöhnung. P 

zur gemeinsamen Aufarbeitung der Ver- 

auf der namibischen 
Seite schüren und dann 20 Millionen Euro anbieten. So 
ist keine Versöhnung möglich. So verstärken wir nur die 

Enttäuschung und überbrücken gerade nicht die beste- (C) 
henden Gräben. Im Gegenteil: Wir laufen Gefahr, sie so- 
gar noch zu vertiefen. 

Nicht dass sie mich falsch verstehen: Es geht mir ge- 
rade nicht um Geld - oder um mehr Geld. Es .:g eht uns in 

einer wirklich partner- 
weil er schon jetzt ein- 

mit unserem Antrag die Initiative des Prä- 

deutsch-namibischen 
unserer Seite hoch- 

Deshalb hätte ich mir auch sehr gewünscht, dass wir 
diesen Antrag hier interfraktionell verabschiedet hätten 
-Leider waren sie dazu nicht bereit. Sie - meine Damen 
und Herren - von der Koalition nicht, weil sie Angst ha- 
ben, es könnten mehr als 20 Millionen dabei herauskom- 
men. Und sie von der Linken, weil sie sich schon jetzt (D) 
festgelegt haben, dass es mehr sein muss. Auch wenn ich 
festhalten will, dass sie immerhin über ihren Antrag hin- 
aus zu solch einem Dialog bereit gewesen wären. 

Ich finde das alles beschämend. Die namibische Seite 
wartet auf einen ehrlichen und ernstgemeinten Dialog, 
der nicht nur die Chance bietet, den begangenen Völker- 
mord in das geschichtliches Bewusstsein der deutschen 
Gesellschaft zu bringen, sondern vielleicht auch zur 
Aussöhnung zwischen den verschiedenen Volksgmppen 
auf der namibischen Seite beitragen kann. 

Noch ist es für einen solchen Dialog nicht zu spät. 
Lassen sie uns auf diesem Wege unserer Verantworiung 
Rechnung tragen. 

------7 
Anlage 6 / 

Zu Protokoll gegebene Reden 

zur Beratung des Antrags: Sorgerechtsregelung 
für Nichtverheiratete reformieren (Tagesord- 
nungspunkt 19) 

Ute Granold (CDU/CSU): Wir beraten heute in ers- 
ter Lesung den Antrag der Grünen, der sich mit der elter- 
lichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern be- 
fasst. 

Lassen Sie mich zunächst die heutige Rechtslage 
skizzieren: 
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(A) Bis zur Kindschaftsrechtsrefonn 1998 stand dem Va- 
ter nur dann das gemeinsame Sorgerecht zu, wenn er 
zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter verheiratet war 
oder beide nach der Geburt heirateten. Mit dem Inkraft- 
treten der Kindschaftsrechtsrefonn wurden die bis dahin 
geltenden Unterschiede zwischen ehelichen und nicht- 
ehelichen Kindern weitestgehend aufgehoben. Dies hatte 
zur Folge, dass sich auch im Bereich der elterlichen 
Sorge deutliche Verbesserungen ergaben. Nicht mitei- 
nander verheiratete Eltern haben seitdem die Möglich- 
keit, die gemeinsame elterliche Sorge auszuüben, wenn 
sie übereinstimmende Sorgeerklärungen abgeben. Lehnt 
die Mutter die gemeinsame Sorge allerdings ab, hat sie 
weiterhin die Alleinsorge. 

justizministerium aufgefordert, z u ~ E f e n ~  ob es nach 1;:. (C) 1 TUaRiieieR des Gesetzes zur Umsetzung familienrechtli- 
cher Entscheidungen des ~undesve~fassun~s~erichts 
notwendig sei, für nicht miteinander verheiratete Eltern, 
die sich nach dem 1. Juli 1998 getrennt haben, ein ge- 
richtlich begründetes gemeinsames Sorgerecht zu schaf- 
fen, wenn sie längere Zeit in häuslicher Gemeinschaft 
mit dem Kind gelebt haben und dies dem Kindeswohl 
dient. 

Die gesellschafiliche Realität von Familie hat sich in 
den vergangenen Jahren, vor allem im großstädtischen 
Bereich, durchaus weiter verändert. Neben der ,,klassi- 
schen" Familienstruktur haben sich zunehmend neue Fa- 
milienformen herausgebildet. Immer mehr Kinder leben 

Der Gesetzgeber hatte damals bewusst die gemein- 
same elterliche Sorge von der Zustimmung der Mutter 
abhängig gemacht, da er die Lebenssituationen, in die 
nichteheliche Kinder hineingeboren werden, als weniger 
stabil eingeschätzt hat als die ehelicher Kinder. Wir kön- 

) 
nen nicht in jedem Fall davon ausgehen, dass die Eltern 
bereit und in der Lage sind, zum Wohl des Kindes zu ko- 
operieren. Die gemeinsame Sorge wird daher davon ab- 
hängig gemacht, dass die Eltern ihre Übereinstimmung 
und Kooperationsbereitschaft durch die Abgabe von 
Sorgeerklärungen dokumentieren. 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Urteil 
vom 29. Januar 2003 dem Gesetzgeber aufgegeben, bis 
Ende 2003 eine Übergangsregelung für Eltern zu schaf- 
fen, die mit ihrem nichtehelichen Kind zusammengelebt, 
sich aber noch vor Inkrafttreten des Kindschafisrechtsre- 

(B) formgesetzes getrennt hatten. Der Gesetzgeber hat da- 
raufhin die vom Bundesverfassungsgericht monierte Ge- 
setzeslücke durch eine Übergangsregelung geschlossen. 
Nichtsorgeberechtigte Väter, die sich vor dem 1. Juli 
1998 getrennt und mit ihren Kindern ein Familienleben 
im Sinne einer tatsächlichen gemeinsamen elterlichen 
Sorge geführt haben, ohne jedoch Letztere wegen der 
damals geltenden Gesetzeslage durch Sorgeerklärungen 
rechtlich absichern zu können, konnten in der Folge die 
Sorgeerklärung der verweigernden Mutter beim Fami- 

) 
liengericht ersetzen lassen, wenn dies dem Kindeswohl 
diente. 

) 
Im Übrigen hat das Bundesverfassungsgericht die 

geltende gesetzliche Regelung zum Sorgerecht nicht 
miteinander verheirateter Eltern für verfassungskonform 
erklärt. Zur Begründung hat es im Wesentlichen ange- 
führt, dass die gesetzgeberischen Annahmen mangels 
empirischer Daten im Zeitpunkt des Urteils nicht in 
Zweifel gezogen werden könnten. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat in seiner Entscheidung jedoch zugleich 
festgestellt, dass der Gesetzgeber verpflichtet ist, die tat- 
sächliche Entwicklung zu beobachten und zu prüfen, ob 
die gesetzlichen Annahmen auch vor der Wirklichkeit 
Bestand haben. 

Das geltende Recht geht davon aus, dass sich eine 
Mutter nur ausnahmsweise dem Wunsch des Vaters nach 
einer gemeinsamen Sorge verweigert, das heißt wenn sie 
dafür schwerwiegende Gründe hat und das Wohl ihres 
Kindes schützen will. In diesem Sinne hat auch d k  
75. ~ustizministerkonferenz im Juni 2004 das Bundes- -- "-.--- 

in nichtehelichen ~etks~emeinschaf ten.  In Deutschland 
wird heute ein Drittel aller Kinder nichtehelich geboren, 
in den neuen Bundesländern und vielen Großstädten sind 
es sogar mehr als die Hälfte. Vor dem Hintergrund der ge- 
sellschafilichen Veränderungen ergeben sich neue rechts- 
politische Herausforde~ngen. Aus Sicht der Union muss 
bei allen Fragen stets das Kindeswohl an erster Stelle ste- 
hen. Dieses stellt den entscheidenden Maßstab für et- 
waige gesetzgeberische Initiativen dar. Auch mit Blick 
auf das elterliche Sorgerecht stellen sich daher die zentra- 
len Fragen: Worin besteht das Kindeswohl, und was ent- 
spricht ihm? 

Das Grundgesetz enthält hierzu eine wichtige Wertent- 
scheidung: Mit dem Elternrecht nach Art. 6 Abs. 2 GG hat 
der Verfassungsgeber zum Ausdruck gebracht, dass es 
grundsätzlich im Interesse des Kindes ist, mit Vater und 
Mutter aufzuwachsen. Dies hat das Bundesverfassungs- @) 
gericht mit seiner jüngsten Entscheidung vom 1. April 
2008 zur Durchsetzung des Umgangsrechts noch einmal 
bestätigt. Darüber hinaus benötigt das Kind jedoch auch 
Stabilität und Kontinuität. Vater und Mutter müssen be- 
reit und auch dazu in der Lage sein, zum Wohle des Kin- 
des zusammenzuwirken. Andernfalls, das heißt in den 
Fällen, in denen die Eltem nicht zusammen-, sondern 
vielmehr gegeneinander wirken, isieshder Regel fur das 
Kind besser, dass das Sorgerecht alleine bei der Mut ts  
liegt. --- 

Von einer solchen, auf Vertrauen und ~oo'peration an- 
gelegten Beziehung zwischen Vater und Mutter geht das 
Gesetz grundsätzlich nur bei der Ehe aus; denn hier zei- 
gen Eltern, dass sie auf Dauer zusammenleben, gemein- 
sam Kinder erziehen und in jeder Lebenslage füreinan- 
der einstehen wollen. Bei nichtehelichen Beziehungen 
kann danach hingegen nicht von vornherein angenom- 
men werden, dass die Elternteile dauerhaft bereit und in 
der Lage sind, zum Wohle des Kindes zusammenzuwir- 
ken. Dies gilt erst recht für solche Lebenssituationen, in 
denen Vater und Mutter nicht einmal zusammenleben. 
Die gemeinsame Sorge wird daher in diesen Fällen da- 
von abhängig gemacht, dass die Eltern ihre entspre- 
chende Kooperationsbereitschafi durch die Abgabe von 
sorgeerklämngen dokumentieren. 

Mit der Herausbildung neuer Formen des familiären 
Zusammenlebens hat sich gleichzeitig die Rolle der Vä- 
ter ganz erheblich verändert. Entgegen eines lange ver- 
breiteten Vorurteils wollen auch nichteheliche Väter Ver- 
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antwortung für ihre Kinder übernehmen und sich an der 
Erziehung ihres Kindes engagiert beteiligen. Insofern 
stimme ich dem Antrag der Grünen grundsätzlich zu: 
Auch diese Väter haben ein natürliches Elternrecht, das 
ihnen nur bei schwerwiegenden Einwänden und aus 
Gründen des Kindeswohls verweigert werden sollte. Der 
heute zur Beratung stehende Antrag schlägt deshalb vor, 
dass die gemeinsame Sorge bei nicht miteinander verhei- 
rateten Eltern künftig unter bestimmten Bedingungen 
auch durch gerichtliche Entscheidung begründet werden 
kann. Dies ist aus unserer Sicht ein moderater Vorschlag, 
der durchaus diskussionswürdig ist. Allerdings ist zu be- 
rücksichtigen, dass es sich hier um eine gravierende 
Neuregelung handeln würde. Deshalb darf eine solche 
erst und nur aufgrund einer umfangreichen Datenbasis 
erfolgen. 

Leider wissen wir derzeit immer noch zu wenig über 
die Lebenssituation der betroffenen Väter, Mütter und 
Kinder. Daran hat auch eine Umfrage des Bundesjustiz- 
ministeriums bei Rechtsanwälten und Jugendämtern im 
Herbst 2006 nic&gg&dgo. Statistisch belegt ist ledig- - - - 
lich seit 2004, dass etwa 45 Prozent aller nicht miteinan- 
der verheirateten Paare gemeinsame Sorgeerklärungen 
abgegeben haben. Die Gründe. warum 55 Prozent dies 

scheidung zu treffen. stattdessen wollen wir ergänzend 
zu den bisherigen Erhebungen eine wissenschaftliche 
Untersuchung in Auftrag geben. Das Bundesministerium 
der Justiz erarbeigt bereits ein Forschun~sdesign..und 
wird auf dieser Grundlage .tätig werden. 

Da uns als Union dieses Thema - vor allem auch im 
Interesse der Kinder - sehr wichtig ist, drängen wir da- 
rauf, dass dieser Auftrag zeitnah ausgeschrieben und 
vergeben wird. Ich bin zuversichtlich, dass wir in dieser 
Frage schon in Kürze Konkretes vorweisen k ö n n e g 2 -  
mindest zum derzeitigen Zeitpunkt lehnen wir jedoch 
aus genannten Gründen eine G e s e m g a h . .  

Christine Lambrecht (SPD): In ihrem Antrag ,,Sor- 
gerechtsregelung für Nichtverheiratete reformieren" for- 
dert die Fraktion Bündnis 90lDie Grünen die Bundesre- 
gierung dazu auf, den Entwurf eines Gesetzes zur 
~ n d e r u n ~  des 8 1626 a BGB, der das Sorgerecht nicht 
verheirateter Eltern betrifft, vorzulegen. Seit der Kind- 
schaftsrechtsreform im Jahr 1998 sieht das Gesetz vor, 
dass nichtverheiratete Eltern das gemeinsame Sorgerecht 
nur dann erhalten können, wenn die Eltern erklären, dass 
sie entweder die Sorge gemeinsam übernehmen wollen 
oder einander heiraten. Ansonsten bleibt es aber immer 
bei der Regelung, dass die Mutter das Sorgerecht behält. 
Es betrifft die wesentlichen Entscheidungen im Leben 
des Kindes, das Aufenthaltsbestimmungsrecht, die Vor- 
namensgebung, Festlegung der Religion, Einwilligung 
in die ärztliche Behandlung, Anmeldung zur Kinderta- 
gesstätte, Schule usw. Nur in den seltenen Fällen, dass 
der Mutter das Sorgerecht entzogen wurde oder sie aus 
praktischen oder rechtlichen Gründen selbst nicht in der 

Lage ist, die Sorge auszuüben, kann der Vater sein eige- 
nes Sorgerecht erwirken. 

Gleichzeitig fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grü- 
nen eine Öfiung der bisherigen Regelung dahin ge- 
hend, dass ein Anspruch auf gerichtliche Einzelfallent- 
scheidung zum gemeinsamen Sorgerecht möglich wird. 
Sie fordern eine neue Regelung, wonach eine gerichtli- 
che Einzelfallentscheidung mgunsten des gemeinsamen 
Sorgerechts auch gegen den ausdrücklichen Willen der 
Mutter möglich ist. Einigen sich also die Elternteile aus 
welchen Gründen auch immer nicht darauf, eine einver- 
nehmliche Sorgeerklärung abzugeben, bleibt es bislang 
beim alleinigen Sorgerecht fur die Mutter. Dem lag bei 
der Reform 1998 die Annahme zugrunde, dass ein gegen 
den Willen der Mutter erzwungenes Sorgerecht nicht 
dem Wohl des Kindes entsprechen kann. Diese Regelung 
hat das Bundesverfassungsgericht auch in seinem Urteil 
vom 29. Januar 2003 als verfassungskonform bestätigt. 
Der Gesetzgeber kommt aber seiner Verantwortung 
nach, zu prüfen, ob es Gründe gibt, die fur die Änderung 
der Regelung sprechen und in wie vielen Fällen ein ge- 
meinsames Sorgerecht der unverheirateten Eltern dem 
Kindeswohl entspricht. Die Gründe, aus denen es nicht 
zu einem gemeinsamen Sorgerecht kommt, mögen viel- 
fältig sein, sowohl bei Eltern, die niemals eine Bezie- 
hung hatten, als auch bei solchen, die zusammenleben. 
Tatsächlich kann man sagen, dass die Familienformen in 
Deutschland vielfältiger werden, die Zahl der nichteheli- 
chen Lebensgemeinschaften mit Kindern steigt und die 
Unterschiede in der Lebensweise zwischen verheirateten 
und nichtverheirateten Paaren insgesamt geringer wer- 
den. 

Und in der Tat gibt es ein gewandeltes Selbstver- 
ständnis von ~äternrdie  sich zu ihrer Erziehungsverant- 
wortung bekennen, Umgangs- und Unterhaltspflichten 
erfüllen und bereit sind, alltägliche Verantwortung für 
ihre Kinder zu übernehmen, also auch fur die wesentli- 
chen Entscheidungen im Leben des Kindes, die das Sor- 
gerecht betreffen. 

In seinem Urteil vom 29. Januar 2003 hat das Bundes- 
verfassungsgericht dem Gesetzgeber allerdings keine 
Vorgaben gemacht, wie er den Prüfauftrag 
sondere hat das Bundesverfassungsgericht - 
g&er nicht aufgegeben, bereits im Jahr 2003 eine wissen- 
schaftliche Untersuchung in Auftrag zu geben. In seKen 
Urteilsgründen hat es festgestellt, dass angesichts aer neu 
geschaffenen ~echtsform~zum damaligen Zeitpunkt des 
Urteils noch keine tragfähigen empirischen Aussagen 
möglich waren; vergleiche BVerfGE 107, 150 ff., 179 f. 
So fehlten insbesondere gesicherte Erkenntnisse darüber, 
ob es trotz der neu geschaffenen Möglichkeit gemeinsa- 
mer Sorgetragung von Eltern eines nichtehelichen Kindes 
dauerhaft eine beachtliche Zahl von Fällen gibt, in denen 
es bei Zusammenleben der Eltern mit dem Kind nicht zu 
einer gemeinsamen Sorge kommt, und welche Gründe 
hierfür maßgeblich sind. 

Die bisherigen wissenschaftlichen Untersuchungen 
nähern sich diesen beiden Fragen durch eine ~efragung, 
die mittels Fragebögen bei Jugendämtern durchgeführi 
wurde; zum ~ e i s ~ i e l ~ i n k ,  „ ~ i e ~ e r w i r k l i c h u n ~  des Kin- 



18438 Deutscher Bundestag- 16. Wahlperiode - 172. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 26. Juni 2008 

(A) deswohls im Sorgerecht für nichtverheiratete Eltern", 
Seite 136 ff. Hierdurch kann man sicherlich einen gewis- 
sen Einblick in dieHäufigkeit dieser Fälle und die Motiv- 
lage der Mütter bekommen. Die Befragung im Rahmen 
dieser Untersuchungsmethode bezog sich nicht auf bec 
lastbare statistische Daten, sondern beruhte auf Eindrü- 
cken, Erinnerungen und Schätzungen dritter Personen. Es 
handelt sich nicht um eine ausreichend gesicherte empi- 
rische Untersuchung. Um belastbare Erkenntnisse zur 
wahren Motivlage der Mütter zu erhalten, müssten die be- 
troffenen Mütter und Väter vielmehr durch geschulte In- 
terviewer gezielt und direkt befragt werden. Aus diesem 
Grund beabsichtigt das Bundesministerium der Justiz, 
nunmehr eine entsprechende wissenschafiliche Uzersu- -- 
chung in Auftrag zu geben. 

Bei der Klage des Vaters soll nach Meinung der Frak- 
tion Bündnis 90/Die Grünen die gerichtliche Prüfung für 
alle Fälle gelten, in denen der Vater seinen Anteil an el- 
terlicher Fürsorge erfüllt oder dies tun will, aber bislang 
nur daran gehindert wurde. Eine solche Klage des Vaters 
soll nach dem Antrag im Wesentlichen voraussetzen, 
dass der Vater seinen Anteil an elterlicher Fürsorge er- 
füllt, die Mutter sich jedoch aus kindeswohlfremden 
Gründen weigert, eine gemeinsame Sorgeerklärung ab- 
zugeben. Bevor es jedoch zu einer so weitreichenden, 
unter Umständen gegen die Interessen alleinerziehender 
-&g&ng kommt, sollte auf jeden 
Fall zuerst die vom Bundesjustizministerium in Aufirag 
gegebene wissenschaftliche Untersuchung sorgfältig 
ausgewertet werden. Es muss selbstverständlich sein, zu- 
nächst mehr über die Motivlagen der Mütter zu erfahren, 

(B) warum diese nicht mit einem gemeinsamen Sorgerecht 
einverstanden sind. Dies entspricht auch dem Kindes- 
wohl. Es ist davon auszugehen, dass die Mütter sich 
nicht ohne Grund weigern werden, eine gemeinsame 
Sorgeerklärung abzugeben. Nicht klar in dem Antrag ist, 
warum der Gesetzgeber diesen Müttern von vorneherein 
misstrauen sollte. Daher lehnen wir den Antrag ab. 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 

j 
Unter dem Stichwort ,,Sorgerechtserklärung für Nicht- 

. , .. .. verheiratete reformieren" verbirgt sich ein seit langem 
- -  ) . .. bekanntes und hoch sensibles Thema. Eine Behandlung 

dieses Themas um diese späte Uhrzeit wird der schwier; 
gen Materie kaum gerecht. 

Mit dem Kindschafisrechtsreformgesetz aus dem Jahr 
1998 wurde unter anderem das Sorgerecht in Deutsch- 
land neu geregelt. Die Vorbereitungen dieses Gesetzent- 
wurfes habe ich als damalige Bundesjustizministerin in- 
tensiv und leidenschafilicli begleitet. Vor der Reform 
stand die elterliche Sorge bei einem nichtehelichen Kind 
allein der Mutter zu. Eine gemeinsame Sorgetragung für 
das nichteheliche Kind war gar nicht vorgesehen. Erst 
durch die Kindschafisrechtsreform wurde die Eigenver- 
antwortung der nichtehelichen Lebenspartner gestärkt. 
Seit diesem Zeitpunkt haben nicht miteinander verheira- 
tete Eltern- eines- indes dann die gemeinsame elterliche 
Sorge, wenn die beiden Elternteile übereinstimmende 
Sorgeerklärungen abgegeben haben oder wenn sie einan- 
der heiraten. Fehlen solche übereinstimmenden Sorgeer- 
klärungen, hat die Mutter die alleinige elterliche Sorge. 

Diese Neuregelung war damals ein wichtiger und bedeu- (C) 
tender Schritt hin zur gemeinsamen Sorge, um dem Kin- 
deswohl gerecht zu werden. 

Der Gesetzgeber hat die gemeinsame Sorge bei un- 
verheirateten Elternteilen zum damaligen Zeitpunkt ganz 
bewusst von der Zustimmung beider Elternteile abhän- 
gig gemacht. In den meisten Fällen, in denen der Vater 
die elterliche Sorge mitbeansprucht, zum Beispiel inner- 
halb nichtehelicher Lebensgemeinschaften, dürfte die 
Mutter auch mit der Abgabe einer Sorgeerklärung ein- 
verstanden sein. Daneben gibt es auch Fälle, in denen die 
Eltern zusammenleben und der Vater die elterliche Sorge 
faktisch wahrnimmt, ohne die rechtliche Alleinsorge der 
Mutter zu beanstanden. Hinsichtlich dieser Fälle wirft 
die aktuelle Rechtslage keine praktischen Probleme auf. 
Schwierigkeiten bietet die aktuelle Rechtslage höchstens 
in Fällen, in denen der Vater ein gemeinsames Sorge- 
recht wünscht, die Mutter jedoch keine Sorgeerklärung 
abgibt. 

Nichteheliche Kinder werden aber nicht nur in intak- 
ten nichtehelichen Lebensgemeinschaften geboren, son- 
dern sind eben oftmals auch das Ergebnis sporadischer 
und instabiler Beziehungen. Eine gemeinsame elterliche 
Sorge setzt jedoch Übereinstimmung und Kooperations- 
bereitschafi der Eltern voraus. Das Bundesverfassungs- 
gericht hat insoweit bereits klargestellt, dass ein gemein- 
sames Sorgerecht eine ,,tragfähige soziale Beziehung der 
Eltern zueinander" und „ein Mindestmaß an Überein- 
stimmung" voraussetzt; BVerfG, NJW 1995, 2155. Sind 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt, ist ein gemeinsames 
Sorgerecht gerade vor dem Hintergrund des Kindes- 
wohls zumindest fraglich. Wenn eine Mutter eine ge- 
meinsame Sorgeerklärung verweigert, ist zunächst da- 
von auszugehen, dass schwerwiegende Gründe für diese 
Entscheidung vorliegen und es kein Missbrauch der 
Machtposition gegenüber dem Vater ist. 

Auch das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Ur- 
teil im Jahre 2003 - BVerfG, NJW 2003,955 - diese ge- 
fundene Regelung für verfassungskonform erklärt. Der 
Gesetzgeber sei jedoch verpflichtet, die tatsächliche Ent- 
wicklung zu beobachten und zu prüfen, ob die der Rege- 
lung zugrunde liegenden Annahmen auch der Wirklich- 
keit entsprechen. Die Bundesregierung hat vor diesem 
Hintergrund eine Rechtsvergleichung der EU-Mitglied- 

1 Staaten untereinander durchgeführt. Das Statistische 
Bundesamt erfasst seit 2004 die Zahl der gemeinsamen 
Sorgeerklärungen, und das Bundesjustizministerium hat 
eine nicht repräsentative Umfrage bei Jugendämtern und 
Rechtsanwälten durchgeführt. Alle diese Maßnahmen 
sind jedoch letztendlich nicht geeignet, abschließend den 
Prüfaufirag des Bundesverfassungsgerichtes zu erfüllen. 
Hier besteht noch dringender Nachholbedarf. Vor der 
Klärung dieser Grundlagen wird es jedoch schwer zu be- 
urteilen sein, inwieweit überhaupt Reformbedd besteht. 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90tDie Grünen, 
stellt diese selbstständiae Entscheidung der Mütter. ob 

W 

G g m e  Gründe gegen die gemeinsame ~orgecrklä- ... . . 

rung sprechen, nun infrage. Dem Vater soll eine gericht- 
liche Einzelfallentscheidung zur Erlangung der gemein- 
samen Sorge gegen den Willen der Mutter eingeräumt 
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(A) werden. An diesem Punkt stellen sich die Fragen: Inwie- 
weit wird die Sorgeerklärung tatsächlich als Machtposi- 
tion gegenüber dem Vater missbraucht? Was bringt eine 
gemeinsame Sorge, wenn keine Übereinstimmung und 
Kooperationsbereitschaft der Eltern besteht? Was bringt 
das gemeinsame Sorgerecht insbesondere dem betroffe- 
nen Kind? Ist dem Kindeswohl, das im Mittelpunkt der 
Überlegungen stehen muss, damit wirklich gedient? - 
Eine Sachverständigenanhörung des Rechtsausschusses, 
die zu diesem Antrag dringend geboten erscheint, wird 
sich mit diesen offenen Problemstellungen auseinander- 
setzen müssen. Auch die von dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90Die Grünen nicht umfassten, aber in der 
Rechtswissenschaft diskutierten Modelle einer pauscha- 
len gesetzlichen Zuweisung der gemeinsamen Sorge an 
beide rechtlichen Elternteile oder die gemeinsame Sorge 
kraft Gesetzes bei zusammenlebenden Elternteilen ge- 
hört in diese Diskussion mit einbezogen, auch wenn die 
FDP-Fraktion sie nicht präferiert. 

I Jörn Wunderlich (DIE LINKE): Die Grünen fordern 
I in ihrem Antrag die Einfihrung der Möglichkeit einer 

gerichtlichen Überprüfung der Weigerung der Mutter, 
eine gemeinsame Sorgeerklärung mit dem Vater des 
Kindes abzugeben. Die gemeinsame elterliche Sorge bei 
unverheirateten Eltern wurde mit der Kindschaftsrechts- 
reform 1998 eingefihrt. Sie kann durch gemeinsame 
Sorgeerklärung begründet werden. Wenn die-unverheira- 
tete Mutter der gemeinsamen Sorgeerklärung nicht zu- 
stimmt, behält sie das alleinige Sorgerecht, § 1626 a 
BGB. 

(B) In einer intakten Paarbeziehung b m  Einvernehm- 
lichkeit der unverheirateten Eltern wird in der Regel die 
gemeinsame Sorge erklärt. w r .  wissen doch viel zu we- 
nig über dje Gründe, warum Eltern die gemeinsame 
Sorge n i~h t  erklären. --,. Zu . diesem Ergebnis kam auch eine 
Umfrage des Bundesministeriums der Justiz unter 
400 Jugendämtern und Rechtsanwälten. Zwar erklären 
über 50 Prozent der unverheirateten Eltern die gemein- 
same Sorge, aus dieser Zahl lässt sich aber nicht schlie- 
ßen, dass die übrigen Eltern wegen einer Weigerung der 

. .  , Mütter auf die Abgabe einer gemeinsamen Sorgeerklä- 
. - ') rung verzichten. Wir brauchen belastbare Ergebnisse, 

bevor gesetzliche Neuregeiyngen angestrebt w&gr~, 

Natürlich ist der Wunsch, Kindern zu ermöglichen, 
Kontakt zu beiden Eltern zu haben und von beiden El- 
tern sowohl finanziell als auch tatsächlich versorgt und 
erzogen zu werden, ein frommer Wunsch. Gerade in den 
strittigen Fallen ist die Frage, wie weit der Gesetzgeber 
wirklich eingreifen kann. Nicht nur die Durchsetzung 
der gemeinsamen elterlichen Sorge stößt an ihre Gren- 
zen, sondern auch die Durchsetzung der tatsächlichen 
Übernahme von Verantwortung f i r  ein Kind gegen den 
Willen eines Elternteiles. 

Darauf hat auch das Bundesverfassungsgericht vor 
kurzem hingewiesen, als es um die Pflicht eines Vaters 
zum Umgang mit seinem Kind ging. Ein erzwungener 
Umgang, dem ein Vater nur widerwillig nachkommt, 
kann für ein Kind traumatisierend sein, argumentierte 
das Gericht. Eine erzwungene gemeinsame Sorge kann 

eventuell ähnliche Wirkungen haben. Außerdem muss (C) 
darüber diskutiert werden, ob der Vorschlag des Antrags 
überhaupt praktikabel ist. Eine Regelung über die elterli- 
che Sorge, die nicht im Einvernehmen der Eltern erreicht 
werden kann, entspricht nach den Erfahrungen in der 
Praxis gerade nicht dem Kindeswohl. 

Auch Argumente des Bundesverfassungsgerichts 
sprechen für diese Auffassung, Entscheidung vom 
29. Januar 2003, ich zitiere: 

Der Gesetzgeber durfte davon ausgehen, dass eine 
gegen den Willen eines Elternteils erzwungene ge- 
meinsame Sorge regelmäßig mit mehr Nachteilen 
als Vorteilen für das Kind verbunden ist. Die ge- 
meinsame Sorge setzt im Interesse des Kindes ein 
Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen den El- 
tern voraus. Dass hierdurch der Zugang des Vaters 
eines nichtehelichen Kindes zur elterlichen Sorge 
auch von der Bereitschaft der Mutter abhängt, mit 
ihm gemeinsam Sorge zu tragen, ist verfassungs- 
rechtlich nicht zu beanstanden. Auch die Mutter 
kann ohne Bereitschaft des Vaters nicht mit ihm die 
Sorge für das Kind teilen. Beide Eltern erhalten da- 
mit gleichermaßen Zugang zur gemeinsamen Sorge 
nur, wenn sie dies übereinstimmend wollen. Hierin 
liegt allein keine unberechtigte Einschränkung des 
väterlichen Elternrechts. 

Durch die Einfihrung eines Überprüfungsverfahrens, 
wie es die Grünen vorschlagen, wird das Kindeswohl in- 
strumentalisiert und zum Spielball der ~IterninteresGn. 
Ein enttäuschter Vater, der sich vielleicht eine Beziehung 
mit der Mutter gewünscht hat, bekommt so ein-D%k- P) 
mittel über das Kind in die Hand. Oder gar wenn das 
Kind aus einer Vergewaltigunpntstanden ist; soll die 
Mutter wirklich befürchten müssen, dass der Vergewabi- 
ger das Sorgerechtsüberprüfungsverfahren einleitet? 
Sollen die Jugendämter und Familiengerichte abwägen, 
ob die gemeinsame elterliche Sorge in einem solchen 
Fall dem Kindeswohl entspricht, wenn zum Beispiel Ge- 
walt gegen das Kind nicht zu erwarten ist? Welche 
Gründe der Mutter, keine gemeinsame Sorge zu wollen, 
können überhaupt als Gründe des Kindeswohles aner- 
kannt werden? Das alles muss diskutiert werden, der 
Vorschlag der Grünen kann auf keinen Fall der Weisheit 
letzter Schluss sein. 

Wenn das Kindeswohl prinzipiell über Erwachsenen- 
interessen gestellt wird, kann es eben auch für Erwach- 

-uIw...IIÎ P- --- ---- 
seneninteressen missbraucht wer&d. Eine Untersuchung 
des Bundesministeriums der Justiz führt als einen Grund 
der fehlenden gemeinsamen Sorgeerklärung an, dass die 
Eltern über die rechtlichen Folgen sehr häufig nicht aus- 
reichend informiert seien. Hier muss angesetzt werden. 
Vor nicht allzu vielen Jahren standen Kinder lediger 
Mütter noch unter Amtsvormundschaft des Jugendam- 
tes, weil man ihnen nicht zutraute, eigenständig und 
überlegt im Sinne des Kindes zu entscheiden. Darüber 
sind wir inzwischen hinaus. Deshalb eilt es. Lösungen 
zu finden, die Kindeswohl und ~lterninteresien berück- 
sichtigen, umfassende Beratung und Unterstützung von 
Eltern und geschultes Fachpersonal vor Ort anzubieten, 
die bei Konflikten auch vermitteln und Lösungen aufzei- 
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(A) gen können. Und nicht gerichtlich erzwungenes Sorge- 
recht. Über weitere ~cxritte kann man nachdenk&, 
wenn dasErgebnis der vom.Justizministerium beabsich- 

x e n  wissenschaftlichen Untersuchung vorliegt. 

Ekin Deligöz (BÜNDNIs 90/DIE GRÜNEN) : Seit 
der Kindschaftsrechtsreform 1998, aber auch seit 2003, 
als das Bundesverfassunnsnericht über den 6 1626 a zu 
befinden hatte, haben sich-unsere ~esellschaft und mil 
ihr auch die familiären Realitäten augenscheinlich ver- 
ändert. Zumindest eine politische Debatte über die 
Frage, ob die derzeitige Regelung zum gemeinsamen 
Sorgerecht nicht miteinander verheirateter Eltern noch 
zeitgemäß ist, wäre längst angebracht gewesen. 

Die Zahl der nichtehelichen Lebensgemeinschaften 
mit Kindern ist binnen sieben Jahren von 550 000 auf 
770 000 im Jahr 2005 angewachsen. Inzwischen werden 
gut 200 000 Kinder jährlich nichtehelich geboren. Das 
ist fast ein Drittel aller in einem Jahr geborenen Kinder! 

\ 
Auch wenn immer mehr Eltern nach der Geburt des Kin- 
des heiraten oder eine Sorgeerklärung abgeben, wächst 
von Jahr zu Jahr die Zahl der Kinder, für die nur die 
Mutter das Sorgerecht hat bzw. bei denen es zu keiner 
gemeinsamen Sorgeerklärung gekommen ist, aus wel- 
chen Gründen auch immer. Diese Entwicklungen ver- 
weisen allerdings auch auf eine Gerechtigkeiislücke. Es 
ist an der Zeit, sie zu schließen. 

Es zeichnet sich doch ab. dass eine wesentliche An- 

(B) die Mutter die Abgabe der Sorgeerklärung verweigert, . , 
mag dies oftmals daran liegen, dass sie denkt, dassdies 
das Beste für das Kind ist. In vielen Fällen mag dies 
auch richtig sein. Aber eben nicht immer! Die Gründe, 
aus denen es nicht zu einer gemeinsamen Sorgeerklä- 
mng kommt, sind vielfältig. Wir können nicht davon 
ausgehen, dass das Kindeswohl bei der mütterlichen 
Entscheidung immer im Vorderend steht. Zahlreiche 
Experten bestätigen, dass sich aus der Annahme, das 
 indesw wohl würde von den Müttern immer vorrangig 

I berücksichtigt, kein gesetzlich vertretbarer Regelmecha- 
nismus ableiten lässt. Eine immer größer werdende Zahl 
$-Vätern und Kindern ist betroffen von dieser ~erech- 
tigkeitslücke. Sie wird auch nicht beseitigt werden, so- 
lange wir als Gesetzgeber nicht handeln. 

Auch wenn es immer noch an einer umfassenden Da- 
tengmndlage mangelt, sprechen die meisten Gründe da- 
für, dass das gemeinsame elterliche Sorgerecht dem Kin- 
deswohl am ehesten entspricht. Auch deswegen haben 
wir die gemeinsame elterliche Verantwortung bei den 
Geschiedenen schon 1998 zum Reeelfall erklärt. Es ist " 
nicht angemessen, dass bei nichtverheirateten Eltern der 
Vater nicht einmal mehr eine Möglichkeit hat, das Veto 
der Mutter von einer neutralen ~nstanz überprüfen zu las- 
sen. Väter, die Verantwortung für ihr Kind übernehmen 
wollen und sich bisher engagiert an der Erziehung betei- 
ligt haben, dürfen nicht länger aufgmnd einer pauscha- 
lierenden Regelung ausgegrenzt werden. 

In unserem Antrag fordern wir daher, dass die Fami- 
liengerichte unter speziellen Voraussetzungen über den 

konkreten Einzelfall entscheiden sollen. Ziel muss es (C) 
sein, eine neue Balance zwischen dem Wohl und Inte- 
resse des Kindes und beiden Eltern zu finden. Unser 
Vorschlag würde dem Recht des Kindes auf beide Eltern 
mehr Geltung verschaffen. Es würde die Rechtsschutz- 
und damit die Gerechtigkeitslücke für die Väter schlie- 
ßen, und es würde dem Grundgedanken der UN-Kinder- 
rechtskonvention gerecht. 

1 Eine moderne und zeitgemäße Familienpolitik kann 
sich dem Problem nicht verschließen, dass die derzeitige 
Regelung in speziellen Fallkonstellationen die Ausgren- 
zung von verantwortungsbewussten Vätern fordert. Dies 
steht aktuellen Entwicklungen wie der wachsenden Inan- 
spruchnahme des Elterngeldes von Vätern diametral ent- 
gegen. 

Die öffentliche Aufmerksamkeit und Sensibilität für 
die Rahmenbedingungen, unter denen Kinder aufwach- 
sen und unter denen Eltern ihrer Verantwortung gerecht 
werden, war selten so groß wie derzeit. Die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf ist als Schlüsselproblem 
identifiziert worden. Das Elterngeld und der Ausbau der 
Betreuungsangebote sind logische Konsequenzen. Mit 
der Reform des Unterhaltsrechts wurde das Familien- 
recht den aktuellen Gegebenheiten jüngst weiter ange- 
passt. Die Reform des Sorgerechts für die Nichtverheira- 
teten ist ein wesentlicher weiterer Schritt. Es ist an der 
Zeit, diesen Schritt zu gehen. 

Schon Anfang 2003 hat das Bundesverfassungsge- 
-richt dem Gesetzgeber klar und unmissverständlich ei- 
nen Auftrag erteilt. Es kam zu dem Ergebnis, dass die 
derzeitige Regelung zwar verfassungsgemäß ist, der Ge- @) 
setzgeber aber zu beobachten und zu prüfen hat, ob die 
Gründe, die zu dieser Entscheidung geführt haben, den 
realen Gegebenheiten auch weiterhin entsprechen. Für 
uns ist nicht erkennbar, dass die Bundesregierung bzw. 
die Große Koalition ihre Hausaufgaben gemacht hat. 

Im Juni letzten Jahres haben wir die Bundesregiemng 
gefragt, was aus dem Prüfauftrag geworden ist. Sie kön- 
nen dies unter der Dmcksachennummer 1615852 gerne 
nachlesen. Die Antwort der Bundesregierung lautet auf 
den Punkt gebracht: Das Bundesministerium der Justiz 
prüft, ob und wie Väter, die mit der Mutter des gemein- 
samen Kindes nicht verheiratet sind, stärker an der elter- 
lichen Sorge beteiligt werden können. Bei dieser vielver- 
sprechenden Antwort ist es dann aber auch geblieben. 
Die sichtbaren Aktivitäten, mit denen das BMJ dem 
Prüfauftrag bisher nachgekommen ist, zeugen nicht ge- 
rade von einer engagierten und verantwortungsbewuss- 
ten Wahrnehmung dieser Aufgabe. Auf die meisten der 
von uns gestellten Fragen konnte die Bundesregierung 
keine Antwort geben. Forschungsergebnisse: Fehlan- 
zeige! 

Im April dieses Jahres hat der Europäische Gerichts- 
hof i%r Menschenrechte eine Klage zum Q; l6Z6 a ange- 
:in- 
desregiemng dort zu verteidigen gedenkt. Die grüne 
Bundestagsfraktion ist den Anliegen des Verfassungsge- 
richts gerecht geworden. Mit unserem Antrag legen wir 
das vor, was sich als zwingende Konsequenz ergibt: eine 
moderate Öffnung der jetzigen Regelung für die Väter. 
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(A) Brigitte Zypries, Bundesministerin der Justiz: Kin- 
der haben ein Recht auf beide Eltern - unabhängig da- 
von, ob ihre Eltern miteinander verheiratet sind oder 
nicht. Ich bin überzeugt davon, dass es für ein Kind am 
allerbesten ist, wenn beide Eltern präsent sind und wich- 
tige Angelegenheiten des Kindes gemeinsam entschei- 
den. Allerdings dürfen wir nicht die Augen davor ver- 
schließen, dass nicht alle Eltern in der Lage sind, in dem 
dafür notwendigen Umfang zu kooperieren. 

hin mehr als die Hälfte der nichtverheirateten Eltern (C) 
keine Sorgeerklärungen ab. Diese Zahlen sind aber nur 
bedingt aussagekräftig. Wir kennen nicht die Gründe da- 
für, warum viele Eltern keine Sorgeerklärungen abge- 
ben. Einige dieser Eltern dürften geheiratet, andere wie- 
derum nie zusammengelebt haben. 

Um die Hintergründe näher zu beleuchten, hat das 
Bundesministerium der Justiz eine Praxisbefragung bei 
Rechtsanwälten und Jugendämtern durchgeführt. Diese 

Mit der Kindschaftsrechtsreform von 1998 hat der 
Gesetzgeber nicht miteinander verheirateten Paaren erst- 
mals die Möglichkeit gegeben, die elterliche Sorge ge- 
meinsam auszuüben. Der Gesetzgeber hat damit aner- 
kannt, dass inzwischen viele Paare ohne Trauschein 
zusammenleben und sich gemeinsam um ihre Kinder 
kümmern. Allerdings musste der Gesetzgeber dabei 
auch eine Tatsache berücksichtigen, die ich für sehr 
wichtig halte: Viele der nichtverheirateten Paare leben 
nicht oder nicht auf Dauer in einer stabilen Beziehung, 
sondern auch in flüchtigen oder instabilen Beziehungen. 

\ Nach einer Studie zur Lebenslage nichtehelicher Kinder, 
1 die zur Vorbereitung der Kindschaftsrechtsreform in 

Auftrag gegeben worden war, führen nichtverheiratete 
Eltern zu Beginn der Schwangerschaft zu 81 Prozent 
eine Partnerschaft; ist das Kind sechs Jahre alt, so sind es 
noch 17 Prozent. Wir können daher nicht davon ausge- 
hen, dass nicht miteinander verheiratete Eltern in jedem 
Fall bereit und in der Lage sind, zum Wohl des Kindes 
zu kooperieren. Würden wir einen Elternteil zur gemein- 
samen Sorge zwingen, entstünde die Gefahr, dass für das 
Kind wichtige Entscheidungen durch Streitigkeiten der 

(B) Eltern verzögert oder überhaupt nicht getroffen werden. 
Dies ginge zulasten des Kindes, dessen Schutz das Sor- 
gerecht als ,,Pflichtrecht" der Eltern in erster Linie dient. 
Aus diesem Grund verlangt die gesetzliche Regelung, 
dass die Eltern übereinstimmende Sorgeerklärungen ab- 
geben und dadurch ihre Bereitschaft dokumentieren, in 
Angelegenheiten des Kindes zu kooperieren. 

Ich weiß, dass die bestehende gesetzliche Regelung 
vor allem vonseiten betroffener Väter vielfach kritisiert 
wird. Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahr 2003 

J den Zeitraum seit dem Inkrafttreten der Regelung noch 
) für zu kurz gehalten, um das Regelungskonzept infrage 

zu stellen. Ich finde, das Bundesverfassungsgericht hat 
hier eine sehr überlegte Entscheidung getroffen, indem 
es die Regelung des 9 1626 a BGB für verfassungskon- 
form erklärte und gleichzeitig den Geseggeder yep 
pflichtet, die tatsächliche Entwicklung -_beobachten 
und - die -- gesetzlichen - . -- Annahmen zu überp@en_. 

Wir haben seit der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts verschiedene Maßnahmen ergriffenum- 
diesem - - - Prüfauftrag . nachzukommen, von denen ich Ih- 
nen folgende kurz vorstellen möchte: Durch eine Ände- 
rung des Achten Buchs Sozialgesetzbuch wird seit dem 
Jahr 2004 die Begründung der gemeinsamen Sorge 
durch Sorgeerklärung statistisch erfasst. Die erhobenen 
Statistiken zeigen, dass etwa 45 Prozent der nicht mit- 
einander verheirateten Eltern die gemeinsame Sorge 
durch Sorgeerklärungen begründen. Dies bedeutet, dass 
das Rechtsinstitut der Sorgeerklärung zu einem großen 
Teil gut angenommen wird. Andererseits geben immer- 

Befragung hat ein viel&hichtiges Bild ergeben und ge- 
zeigt, dass hierzu eine wissenschaftlichen Ansprüchen 
genügende empirische Untersuchung erforderlich ist. 
denke, dass die Regelung des 1626 a BGB nun - zehn 
Jahre nach Inkrafttreten des Kindschaftsrechtsreformge- 
setzes - hinreichend gesellschaftlich verankert und er- 
probt ist, um sie auf den Prüfstand einer umfassenden 
wissenschaftlichen Untersuchung zu stellen. Auf der 
Grundlage ihrer Ergebnisse kann dann entschieden wer- 
den, ob und gegebenenfalls wie Väter künftig stärker an 
der g~meinsamen Sorge beteiligt werden sollen. Vor Ab- 
schluss dieser Untersuchung sehe ich keinen gesetzgebo 
rischen HancJlungsbedarf: 

Anlage 7 li 
Zu Protokoll gegebene Rede 

zur Beratung: 

- Antrag: Menschenrechtslage in Tibet ver- 
bessern 

- Beschlussempfehlung und Bericht: Fest- (D) 
nahme des chinesischen Dissidenten Hu Jia 

Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 17. Januar 2008 zur Inhaftierung des 
chinesischen Bürgerrechtlers Hu Jia 

(Zusatztagesordnungspunkte 8 und 9) 

Michael Leutett (DIE LINKE): Die Menschen- 
rechtslage in der Volksrepublik China im Allgemeinen, 
in Tibet im Besonderen, ist völlig zu Recht immer wie- 
der Thema in der politischen Öffentlichkeit und daher 
auch im Bundestag. In China finden Modernisierungen 
von Staat und Gesellschaft statt, die immer mehr deut- 
lich machen, dass menschenrechtliche Mindestnormen 
unzureichend erfullt sind. Die Bindung staatlichen Han- 
delns an Menschenrechtsnormen ist eine notwendige Be- 
dingung für eine humane Praxis. 

Sicher, der Bundestag ist kein wissenschaftliches 
Institut, in dem an der Erörterung einer sehr überschau- 
baren Themen- und Problempalette mit viel Zeit und Er- 
kenntnisorientierung gearbeitet werden kann. Aber das 
heißt für uns nicht, dass wir uns unbeeindruckt von 
Sachkenntnis auf schwierige Probleme werfen dürfen, 
was ja auch Folgen haben soll für politisches Handeln. 
Die FDP erfüllt in ihrem hier vorliegenden Antrag die 
Kenntnisanfordemngen nicht. Woher wissen Sie eigent- 
lich, dass das Vorgehen der chinesischen Sicherheits- 
kräfte in Tibet nach dem Gewaltausbruch in Tibet unan- 
gemessen war? Als es noch eine Presseöffentlichkeit 


